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§ 1  Planungsgrundlagen 

Die zeichnerische Darstellung (Verordnungsplan) basiert auf dem mit 17.06.2009 
endbeschlossenen und mit Bescheid vom 12.05.2010 (GZ: FA13B-10.10-S9/2010-
111) genehmigten Örtlichen Entwicklungskonzept 4.Fassung und 
Flächenwidmungsplan 4.0.  

 

§ 2  Geltungsbereich 

Die im Verordnungsplan als Auffüllungsgebiet dargestellten betroffenen Grundstücke 
in einem Gesamtausmaß von ca. 7.300 m², welche bisher als „Freiland zur 
landwirtschaftlichen Nutzung“ gemäß25 (1) StROG 1974 idF. LGBl. 89/2008 
ausgewiesen waren, werden nunmehr als Sondernutzung im Freiland - 
Auffüllungsgebiet gemäß § 33 (3) Z2 StROG 2010 idf. LGBl. 49/2010 festgelegt. 
Die planliche Darstellungen der Flächenwidmungsplanänderung im Maßstab 1:2500 
(Proj.Nr.: 2010/29-1 FWP) und der Bebauungsgrundlagenplan (Proj.Nr.: 2010/29-2 
BBGL) im Maßstab 1:500, verfasst vom Büro Architekt DI Heinz Malek, vom Juli 
2011 stellen einen integrierenden Bestandteil dieser Verordnung dar.  

 

§ 3  Bebauungsgrundlagen 

Gemäß §33 (3)  2 StROG 2010 idf. LGBl. 49/2010 werden für das gegenständliche 
Auffüllungsgebiet folgende Bebauungsgrundlagen festgelegt. 

 
1. Bauplätze 
(1) Für das gegenständliche Auffüllungsgebiet sind 5 Bauplätze gemäß 

Bebauungsgrundlagenplan festgelegt.  
(2) Die bebaubaren Bereiche liegen innerhalb der im Verordnungsplan 

eingetragenen kotierten Baugrenzlinien. 
  

2. Bebauungsweise 
(1) Auf den Bauplätzen Nr. 1, 2 und 5 ist die  offene Bauweise beizubehalten.  
(2) Für die Bauplätze Nr. 3 und 4 kann eine offene oder gekuppelte Bauweise 

(innerhalb der Baugrenzlinie) erfolgen. 
 

3. Bebauungsgrad 
(1) Der maximale Bebauungsgrad wird mit 0,3 festgelegt. 
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4. Lage und Stellung der Gebäude 
(1) Die Situierung der Gebäude, mit Ausnahme bewilligungsfreier Vorhaben 

(gemäß §21 des Stmk. Baugesetzes 1995 idgF), ist innerhalb der in der 
Plandarstellung festgelegten Baugrenzlinie vorzunehmen.  

(2) Die im Verordnungsplan der Bebauungsgrundlagen eingetragenen und 
kotierten Baugrenzlinien sind verbindlich. In jedem Fall müssen jedoch die 
baugesetzlichen Grenz- und Gebäudeabstände gemäß geplanter 
Geschossanzahl eingehalten werden. 

 
5. Höhe und Höhenlage der Gebäude 
(1) Die Gesamthöhe der Gebäude1

 

 gemäß §4 Z31 Stmk. Baugesetz 1995 idgF. 
wird mit maximal 9,0 m festgelegt 

6. Geschosse 
(1) Die Geschoßanzahl der einzelnen Gebäude wird mit maximal einem 

Vollgeschoss mit einem zusätzlich ausgebauten Dachgeschoss (allfälliger 
Kniestock darf eine Höhe von 1,25 Meter nicht übersteigen) festgelegt. 
Kellergeschoße sind möglich und können talseitig bis zu 50 Prozent der 
Außenwandfläche (mehr als 1,5 Meter) über dem natürlichen Gelände liegen . 

 
7. Dachformen und Dächer 
(1) Als Dachform für die Hauptgebäude sind symmetrische Dächer mit einer 

Neigung von 25° bis 47° zulässig. 
(2) Für die Dacheindeckung sind Hartdeckungen in den Farben rot, braun und 

schwarz zulässig.  
(3) Die Hauptfirste sämtlicher Gebäude sind wie im Verordnungsplan dargestellt 

anzuordnen. 
(4) Gauben sind zulässig. 
(5) Die Verwendung von Solarkollektoren ist zulässig. 

 
8. Garagen - Carports - Abstellplätze 
(1) Unter Zugrundelegung des §71 (4) des Steiermärkischen Baugesetzes 1995 

sind gemäß §2 Abs. 2.4 der seitens der Gemeinde verordneten Zonierung je 
Wohneinheit 2 PKW-Abstellplätze auf dem eigenen Grundstück vorzusehen. 

(2) Die Errichtung von Garagen und Carports sind unter Berücksichtigung der 
gesetzlichen Mindestabstände gemäß Steiermärkischen Baugesetz innerhalb 
der Umrisslinie gemäß Bebauungsgrundlagenplan möglich. 

                                                 
1 Gesamthöhe eines Gebäudes: der vertikale Abstand zwischen dem tiefsten Punkt der Geländeverschneidung (natürliches 
Gelände) mit den Außenwandflächen und der höchsten Stelle des Gebäudes, wobei kleinvolumige Bauteile, wie Rauchfänge, 
Rohraufsätze udgl., unberücksichtigt bleiben 
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9. Sonstige Vorschriften 
(1) Innerhalb des Auffüllungsgebietes dürfen nur Gebäude für eine Wohnnutzung 

(Wohngebäude und Garage) errichtet werden. 
(2) Asphaltierte oder betonierte Flächen sind auf das absolut notwendige 

Minimum zu beschränken. Wo immer es möglich ist, sollen als 
Stellplatzbefestigungen z.B. Rasengittersteine oder Kiesflächen bevorzugt 
werden. Die Oberflächenentwässerung hat auf dem eigenen Grundstück zu 
erfolgen (Versickerung). Niederschlagswässer sind über geeignete 
Sickeranlagen, Grünzonen oder wasserdurchlässige Oberflächenstabilisierung 
(Betongittersteine oder dgl.) dem Grundwasser zuzuführen. 

(3) Die Oberflächenentwässerung hat durch Versickerung mit dem Stand der 
Technik entsprechenden Maßnahmen (Versickerungsschächte) auf dem 
eigenen Grundstück zu erfolgen. Hinsichtlich der hydraulischen Bemessung, 
Bau und Betrieb von Regenwassersickeranlagen wird auf die ÖNORM; B 
2506-1, Ausgabe 2000-06-01, auf die ÖNORM B 2506-2, Ausgabe 2003-04-
01, auf das ÖWAV Regelblatt 35, Ausgabe 2003 sowie auf das DWA 
Regelblatt A 138, Ausgabe April 2005 verwiesen.  

(4) Allfällige Bepflanzungen sind naturnah und standortgerecht vorzunehmen; 
heimische Baum- und Straucharten, insbesondere Laubgehölze und 
Obstbäume, sind zu bevorzugen. Es dürfen nur niedrigwachsende Sorten 
verwendet werden. Die Errichtung von Thujenhecken ist nicht zulässig.  

 
10. Verkehrsflächen und Straßenfluchtlinien 
(1) Regional wird das Auffüllungsgebiet über die Gemeindestraße "Auf der 

Rannach" erschlossen. 
(2) Die Bauplätze 2, 3 und 5 sind über den bestehenden  Weg (Teilfläche von 

Grundstück Nr. 1321/4 KG Stattegg - St. Veit ob Graz) zu erschließen.  
(3) Der Bauplatz Nr. 1 ist weiterhin über die bestehende Zufahrt von Bauplatz Nr. 

2 zu erschließen.  
(4) Der Bauplatz Nr. 4 ist über eine neu zu errichtende innere 

Erschließungsstraße über Bauplatz Nr. 3 zu erschließen. Im Falle einer 
Grundstückszusammenlegung (Grundstücke Nr. 1322/3 und 1321/6 KG 
Stattegg - St. Veit ob Graz) ist über den bestehenden Weg (Teilfläche von 
Grundstück Nr. 1321/4 KG Stattegg - St. Veit ob Graz) zu erschließen. 

(5) Die Breite der neu zu errichtenden Erschließungsstraße hat mindestens 6 
Meter zu betragen. Im Falle einer Grundsückszusammenlegung von Bauplatz 
Nr. 3 und Nr. 4 kann diese entfallen. 

(6) Oberflächenwässer, die auf Straßen und befestigten Vorplätzen anfallen und 
bei denen eine Verunreinigung (Mineralöl, Reifenabrieb, etc.) nicht 
ausgeschlossen werden kann, dürfen nur unter Ausnützung der oberen 
humosen Bodenschicht (z.B. angrenzende Wiesenflächen, Rasengittersteine, 
Muldenversickerung etc.) zur Versickerung gebracht werden. Hinsichtlich der 
hydraulischen Bemessung, Bau und Betrieb von Regenwassersickeranlagen 
wird auf die ÖNORM; B 2506-1, Ausgabe 2000-06-01, auf die ÖNORM B 
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2506-2, Ausgabe 2003-04-01, auf das ÖWAV Regelblatt 35, Ausgabe 2003 
sowie auf das DWA Regelblatt A 138, Ausgabe April 2005 verwiesen 

 
11. Einfriedungen und lebende Zäune 
(1) Unter Zugrundelegung des §11 des Steiermärkischen Baugesetzes 1995 sind 

Einfriedungen licht- und luftdurchlässig auszuführen. Gabionen, Mauern / 
Betonmauern als Einfriedungen sind unzulässig. 

(2) Einfriedungen bis zu einer Höhe von 1,5 m sind unter Zugrundelegung des 
Steiermärkischen Baugesetzes 1995 idgF. §20 Z3 lit.c iVm §21 (2) Z5 
anzeigepflichtig aber bewilligungsfrei und ab einer Höhe von 1,5 m gemäß §19 
Z4 bewilligungspflichtig.  

(3) Bepflanzungen (Sträucher) entlang der Grundstücksgrenzen sind von diesen 
Grenzen so weit entfernt zu pflanzen, dass dauerhaft die Möglichkeit des 
Rückschnittes und der Pflege vom eigenen Grundstück aus zu gewährleistet 
ist, sowie um das Hinauswachsen auf die Straße zu vermeiden. Die maximale 
Höhe von lebenden Zäunen wird mit max. 2,0 m festgelegt 

 
12. Geländeveränderungen 
(1) Talseitige Aufschüttungen um den Hausbereich (Terrasse) sind zulässig und 

die Randbereiche sind als sanfte Böschungen zu gestalten und zu begrünen.  
(2) Stützmauern und Steinschlichtungen sind nicht zulässig. Großflächige 

Aufschüttungen oder Terrassierungen sind zu vermeiden. 
 

 

§ 4  Rechtskraft 

Die Änderung des Flächenwidmungsplanes erlangt nach Beschlussfassung durch 
den Gemeinderat mit dem auf den Ablauf der Kundmachung folgenden Tag ihre 
Rechtskraft.  
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3.  ERLÄUTERUNGSBERICHT 
 
zur 5. Änderung  
im Flächenwidmungsplan 4.0 
Auffüllungsgebiet „Hoppenberger“ 
 
 
 
 
Planungsbereich 
 
Das verfahrensgegenständliche Auffüllungsgebiet umfasst die Grundstücke Nr. 1321/5, 
1321/6, 1322/1, 1322/3 und 1322/4  alle KG 63277 Stattegg - St. Veit ob Graz in einem 
Gesamtausmaß von ca.  7.300 m². 

von bisher: Freiland zur "landwirtschaftlichen Nutzung “ gemäß §25 (1) StROG 1974 
idF.  LGBl. 89/2008 

in:  Sondernutzung im Freiland - Auffüllungsgebiet gemäß §33 (3) Z2 StROG 
idf. LGBl. 49/2010 

 

Lage 
Das gegenständliche Areal befindet sich auf der Rannach im westlichen Gemeindegebiet. 
Das gegenständliche Auffüllungsgebiet ist allseitig von Freiland für Land- und /oder 
Forstwirtschaft umgeben.  

 
 
 
 
 
 
 
 

 

 

 

 

Ausschnitt aus dem Luftbild 
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Öffentliches Interesse 
Seitens des Grundstückseigentümers wurde um Festlegung einer Sondernutzung im 
Freiland - Auffüllungsgebiet angesucht. 

Es wurde eine Vorprüfung gemäß dem Prüfschema des Leitfadens für Auffüllungsgebiete 
(herausgegeben vom Amt der Steiermärkischen Landesregierung FA 13B) durchgeführt und 
kein Ausschlusskriterium festgestellt. Seitens der Gemeinde besteht ein öffentliches 
Interesse an der Auffüllung von Lücken bestehender Siedlungsstrukturen  und der 
wirtschaftlichen Nutzung der vorhandenen Infrastruktur  

 

Überörtliche Festlegungen und sonstige Ersichtlichmachungen 

Regionales Entwicklungsprogramm (REPRO) 
Für den gegenständliche Änderungsbereich bestehen keine Festlegungen im Regionalen 
Entwicklungsprogramm für die Planungsregion Graz, Graz-Umgebung (LGBl. 106/2005).  

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 
Auszug aus dem Regionalplan  
 

Sonstige Ersichtlichmachungen 
Der gegenständliche Änderungsbereich liegt im Wasserschutzgebiet Graz-Andritz, Zone 2. 
 
Teilräume 
Der Änderungsbereich liegt gemäß Regionalplan größtenteils im Grünlandgeprägten 
Bergland. Lediglich der östlichste Randbereich des gegenständlichen Auffüllungsgebietes 
liegt im Teilraum Forstwirtschaftlich geprägtes Bergland. 

Aufgrund der Kleinräumigkeit (unter 3.000 m²) und der Tatsache, dass keine Waldränder 
betroffen sind ist kein Widerspruch hinsichtlich des Teilraumes Grünlandgeprägten Bergland 
gegeben. Die visuelle Sensibilität und die charakteristische Bebauung des Gebietes wird 
aufgrund der Bebauungsgrundlagenfestlegungen berücksichtigt. 

Im Forstwirtschaftlich geprägten Bergland sind geringfügigen Ergänzungen bestehender 
Siedlungsgebiete zulässig somit ist kein Widerspruch gegeben. 
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Entwicklungsplan 

Der gegenständliche Bereich ist im Entwicklungsplan, als Bestandteil des Örtlichen 
Entwicklungskonzeptes 4. Fassung, als Freiland festgelegt und liegt in keiner Freihaltezone.  

 

 

 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 
Ausschnitt aus dem Entwicklungsplan 4. Fassung 

 
Alpenkonvention:  
Der gegenständliche Bereich liegt im Anwendungsbereich der Alpenkonvention, BGBl. Nr. 
477/1995 idgF.  

Die Planung erfolgte unter besonderer Beachtung der Naturgefahren, Klärung und 
Abwägung der Nutzungsansprüche. Die vorausschauende Planung gewährleistet eine 
harmonische Entwicklung des Gesamtraumes. 
Ferner wird dem Protokoll zur Durchführung der Alpenkonvention von 1991 im Bereich 
Raumplanung und nachhaltige Entwicklung BGBL. III Nr. 232/2002 insbesondere dem Artikel 
1 (Ziele der Raumplanung) und Artikel 9 (Inhalte der Pläne und/oder Programme) Abs. 3 
(Siedlungsraum) entsprochen. Es erfolgte eine angemessene Abgrenzung der 
Siedlungsgebiete einschließlich Maßnahmen zur Gewährleistung einer tatsächlichen 
Bebauung, Ausrichtung an Verkehrsachsen und eine sparsame und umweltverträgliche 
Nutzung der Ressourcen und des Raumes. 
 
Somit wurde der Zielsetzung des Übereinkommens zum Schutz der Alpen samt Anlage 
(Alpenkonvention) insbesondere Artikel 2 Abs. 2 lit. b entsprochen. 
 
Änderungsverfahren 
Aufgrund der vorliegenden vierstufigen Prüfung der Bauplatzeignung für Wohnbebauung und 
in Entsprechung des genehmigten Örtlichen Entwicklungskonzeptes (Bescheid vom  
12.05.2010, GZ.: FA13B-10.10-S9/2010-111) sind sämtliche Voraussetzung gegeben, um 
ein vereinfachtes Anhörungsverfahren gemäß §39 (1)  Z.3 StROG 2010 für das gegen-
ständliche Auffüllungsgebiet durchzuführen. 
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Prüfung Bauplatzeignung - Checkliste 
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Seitens der Gemeinde und der örtlichen Raumplanung wurde eine vierstufige Prüfung der 
Bauplatzeignung für Wohnbebauung gemäß §33 (3) Z2 StROG 2010 auf Grundlage der 
Checkliste des Planungsleitfadens für Auffüllungsgebiete (Herausgeber FA 13B) 
vorgenommen. 
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Bestandsaufnahme und Baubestände 
 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 
Luftbild des Änderungsbereiches  

 
Der gegenständliche Auffüllungsgebietsbereich liegt auf der Rannach im westlichen 
Randbereich des Gemeindegebietes und weist eine leichte bis mittelsteile Hanglage auf. In 
diesem Siedlungsbereich bestehen 5 Einfamilienwohnhäuser, wobei im Sinne einer 
innenliegenden Auffüllung nur 4 Wohnhäuser zur Beurteilung herangezogen werden. Die 
vorrangig aufzufüllende unbebaute Fläche liegt genau im Zentrum dieses 
Siedlungselementes. 

Im Nordosten grenzen direkt Waldflächen an das Auffüllungsgebiet und im Süden sind diese  
durch einen Freilandbereich getrennt.  

Die bestehende Erschließungsstraße ist ausreichend dimensioniert und asphaltiert 
ausgeführt. 

Die für das Auffüllungsgebiet beurteilungsrelevanten 4 Wohnhäuser wurden vor dem  
1. Februar 1995 rechtmäßig errichtet (siehe Anhang). 

Die in den 1980er Jahren entstandenen Einfamilienwohnhäuser sind dauerbewohnt, gut 
erschlossen und gepflegt. Alle 4 Objekte sind eingeschossig, wobei 3 der Objekte zusätzlich 
ein ausgebautes Dachgeschoss aufweisen. Das Objekt auf Bauplatz Nr. 4 weist ein ausge-
bautes und talseitig oberirdisch liegendes Kellergeschoss auf.  
Ortsbildprägendes Element dieses Siedlungsbereiches sind aufgrund der besseren 
Einsehbarkeit zweifellos die höher liegenden Wohngebäude. 

Die Dachlandschaft ist durch steile bis mäßig geneigte Satteldächer - teilweise mit 
Giebelgauben - geprägt. Die Deckungsmaterialen sind durchwegs Ziegel- bzw. Platten  
Hartdeckungen in den Farben rot, schwarz und braun. Die Firstrichtungen sind bei 2 
Objekten N-S, bei einem O-W und bei dem 4. NW-SO ausgerichtet.   

Der Geländeverlauf im Bereich der Wohnhäuser ist im Wesentlichen beibehalten, wobei bei 
3 Objekten in den Terrassenbereichen Aufschüttungen bis auf das Erdgeschossniveau 
vorgenommen worden sind. 
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Ansicht der Bestandswohnhäuser auf Bauplatz Nr. 2 und 1 

 
 
 

 

 

 

 

 

 

 
Ansicht der Bestandswohnhäuser auf Bauplatz Nr. 5 und 4 

Die aufzufüllenden Flächen weisen eine leichte bis mittelsteile, aber gut bebaubare 
Hanglage auf. Der bestehende Obst- und Laubbaumbewuchs liegt größtenteils außerhalb 
der zu bebauenden Bereiche und ist daher nicht betroffen. 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 
Blick von Osten auf den unbebauten Bauplatz Nr. 3 
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Baulandvoraussetzungen 
Eine Baulandeignung gemäß §28 (2) iVm. §29 (2) StROG 2010 idF. LGBl. 49/2010 
hinsichtlich der natürlichen, technischen und infrastrukturellen Voraussetzungen, der 
Immissionsfreiheit und des Orts- und Landschaftbildes liegt vor. 

Die Stromversorgung erfolgt durch das E-Werk. Die Zuleitung bis zu den 
Grundstücksgrenzen ist für alle bebaubaren Bereiche gegeben.  

Die Abwasserentsorgung hat durch eine dem Stand der Technik entsprechende 
Abwasserbeseitigungs- und Abwasserreinigungsanlage zu erfolgen. 

Vier der fünf Bauplätze des Auffüllungsgebietes sind über die bestehende 
Erschließungsstraße erschlossen. Lediglich der Bauplatz Nr. 4 weist keine eigene Zufahrt 
auf und ist aufgrund der topgraphischen Gegebenheiten und der Besitzverhältnisse 
idealerweise über die Bauparzelle Nr. 3 (Grundstück Nr. 1322/3) zu erschließen. 

 
Immissionen  
Geruchs-, Lärm- oder Luftimmissionen liegen nicht vor. 
 
Prüfung Kleinräumigkeit - Lückengröße 
Der gegenständliche Umgebungsbereich des Auffüllungsgebietes weist fünf nahe 
beieinanderstehende Wohnhäuser auf und stellen ein zusammenhängendes 
landschaftprägendes Siedlungselement dar. Zur Beurteilung der Lückengröße und 
Festlegung des Auffüllungsgebietes werden aufgrund der gewünschten Entwicklung nach 
innen und der Größenbeschränkungen für Auffüllungsgebiete nur vier Wohnhäuser 
herangezogen. 

Das gesamte Auffüllungsgebiet umfasst somit eine Gesamtfläche von 7.300 m². 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 
 

Abgrenzung des Auffüllungsgebietes 
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Die sich daraus ergebende Umrisslinie (inklusive Mindestgebäudeabstände) umgrenzt jene 
Fläche innerhalb derer eine neue Bebauung zu erfolgen hat. Eine detaillierte Abgrenzung 
dieser bebaubaren Flächen erfolgt im Bebauungsgrundlagenplan durch Festlegung der 
Baugrenzlinien. 

Die nachfolgende technische Berechnung der Lückengröße erfolgt unter Berücksichtigung 
der theoretischen Mindestgebäudeabstände im Sinne des Steiermärkischen Baugesetzes 
§13 (1) unter abmindernder Berücksichtigung bestehender Straßen und rechtmäßiger 
baulicher Anlagen (z.B.: Garagen, Neben- und Wirtschaftsgebäude, Schwimmbäder etc.). 

Die plangraphische Ermittlung der Lückengröße ergibt eine Gesamtfläche von 2.956 m². 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 
Umrisslinie und Lückengröße 

 
 
Prüfung der Lückengröße - Visuelle Einheit 
 
Basierend auf der raumordnungsfachlichen Bestandsanalyse wird festgestellt, dass es sich 
bei dem gegenständlichen Auffüllungsgebiet mit den sich darin ergebenden 
Bebauungsflächen,  um ein klar abgegrenztes, zusammenhängendes, landschaftprägendes 
Siedlungselement auf der Rannach handelt. Wobei die aufzufüllenden bebaubaren Flächen 
eine klare Entwicklung nach innen darstellen.  

Aufgrund der Hanglage und der guten Einsehbarkeit, welche aus westlicher Richtung 
kommend, gegeben ist, ist die relativ einheitliche Ausformung der bestehenden Baukörper im 
Zuge der Auffüllungsgebietsverordnung und der Bebauungsgrundlagenfestlegung 
fortzuführen. Dies beinhaltet vor allem die Gesamthöhen der Baukörper, die Geschossanzahl 
und die Dachformen und -ausrichtungen.  

Die gegebene siedlungsstrukturelle Einheit und die Wahrung dieses geschlossenen 
Erscheinungsbildes, welche durch die Nahelage der bestehenden 4 Wohngebäude gegeben 
ist, kann durch die Auffüllung der bebaubaren Flächen die visuelle Einheit noch verstärken.  
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4.  BEBAUUNGSGRUNDLAGEN 
 

Bauplätze 
Das Planungsgebiet, über welches die Bebauungsgrundlagen festgelegt werden erstreckt 
sich über die Grundstücke Nr. 1321/5, 1321/6, 1322/1, 1322/3 und 1322/4  alle KG 63277 
Stattegg - St. Veit ob Graz.  

Die Bauplätze 1 - 5 sind im Verordnungsplan wie folgt zugeordnet:  
Bauplatz 1: Grundstück Nr. 1322/4 
Bauplatz 2: Grundstück Nr. 1322/1 
Bauplatz 3: Grundstück Nr. 1322/3 
Bauplatz 4: Grundstück Nr. 1321/6 
Bauplatz 5: Grundstück Nr. 1321/5 

Unter Festlegung von kotierten Baugrenzlinien sind die bebaubaren Bereiche exakt definiert 
und bilden die Grundlage für allfällige Bewilligungsverfahren. 

 
Bebauungsweise 
Hinsichtlich der homogenen Weiterführung des Orts- und Landschaftsbildes wird die durch 
die Bestandsbauten vorgegebene offene Bebauungsweise weitergeführt. 

 

Lage und Stellung der Gebäude 
Die Bebauung mit bewilligungspflichtigen Objekten hat unter Einhaltung der  innerhalb der im 
Verordnungsplan festgelegten und kotierten Baugrenzlinien zu erfolgen, unter Einhaltung der 
Mindestgebäudeabstände im Sinne des Steiermärkischen Baugesetzes. 

Die Festlegung der Baugrenzlinien im Bebauungsgrundlagenplan erfolgt innerhalb der 
Umrisslinie der Bestandsobjekte, unter Berücksichtigung der Erschließungsmöglichkeiten, 
der Geländesituation und ev. angrenzender Waldflächen. 

 
Geschosse und Höhe der Gebäude 
Der Bereich des gegenständlichen Auffüllungsgebietes ist vorrangig mit eingeschossigen 
Objekten mit ausgebautem Dachgeschoss bebaut, wobei aufgrund der Hanglage bei einem 
Objekt das Kellergeschoss talseitig teilweise oberirdisch liegt.  

Die maximalen Gesamthöhe der Gebäude gemäß §4 Z 31 Stmk. Baugesetz 1995, idgF. wird 
daher mit 9,0 Meter festgelegt. 

 
Dachformen und Dächer 
Der Siedlungsbereich weist überwiegend Satteldachformen mit einer Neigung zwischen  25° 
und 47° auf. Eine Fortführung dieses prägenden Satteldachelementes ist jedenfalls 
notwendig um eine formensprachlich visuelle Einheit zu gewährleisten. 

Hinsichtlich der Deckungsmaterialen wurden bei den Bestandsobjekten Ziegel- und  
Plattendeckungen in den Farben schwarz, braun und rot verwendet. Daher wird eine 
Festlegung dieser an den Bestandsobjekten verwendeten Materialien und Farben 
vorgenommen. 
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Verkehrsflächen und Abstellplätze 
Drei Bauplätze des Auffüllungsgebietes sind bereits durch den bestehenden Weg 
ausreichend erschlossen. Die Erschließung des Bauplatzes Nr. 1 erfolgt über den 
angrenzenden Bauplatz Nr. 2. Die innere Erschließung des Bauplatzes Nr. 4 erfolgt derzeit 
über den Bauplatz Nr. 3 und soll aus topographischen Gründen und aus Gründen der 
Rechtssicherheit (beide Grundstücke sind in einem Besitz) beibehalten werden.  

Entsprechend den Bestimmungen des §71 Abs. 4 des Stmk. Baugesetzes ist die Gemeinde 
berechtigt die Anzahl der Abstellplätze abweichend von Absatz 3 desselben Paragraphen 
festzulegen. Eine diesbezügliche Festlegung erfolgte seitens der Gemeinde im Zuge der 
Zonierung des Flächenwidmungsplanes 4.0. Gemäß §2 (2.4) dieser Verordnung sind 2 
PKW-Abstellplätze je Wohneinheit festgelegt.  

Um Behinderungen des öffentlichen Verkehrs, insbesondere von Einsatz- und 
Entsorgungsfahrzeugen, zu vermeiden, ist im Interesse der Gemeinde das Freihalten der 
Erschließungsstraße auch in abgelegeneren Bereichen gewünscht. 
 
Einfriedungen 
Im Umgebungsbereich des Planungsareals bestehen überwiegend licht- und luftdurchlässige 
Zaunanlagen die keine besonderen Höhen aufweisen, wobei niedrige Zäune überwiegen. 

Die Errichtung von Zaunanlagen soll zulässig sein, sie soll lediglich als Trennung der 
Grundstücke Verwendung finden, jedoch nicht als Sichtschutz. Damit ein Sichtschutz 
vermieden wird ist die Höhenentwicklung eingeschränkt. Durch die Regelung einer 
einheitlichen max. Höhenentwicklung und einheitlichen Gestaltung kann ein Schutz des 
Straßen, Orts und Landschaftsbildes für den Planungsbereich erzielt werden.  
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